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Fachkräftemangel im Tourismus –
wenn fehlender Wohnraum zur Bremse wird



Aktuelle Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt
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Aktuelle Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt

Beispiele: 
• Zermatt: 0,42%
• Scuol 0,25%
• Davos 0.12%
• Visp 0,1%
• Lenk 0,0%
• Trient 0.0%



Wohnungsknappheit verschärft Fachkräftemangel



Ursachen der derzeitigen Wohnungsknappheit im Berggebiet

Bevölkerungszunahme in allen Landesgegenden. Erhöhte Nachfrage nach Erst- und 
Zweitwohnungen. Der Zweitwohnungsmarkt im Alpenraum ist leer geräumt. Boom der Lonza. 

Demographischer Wandel. Zunahme der Überalterung und Unternutzung von Immobilien. 

Raumplanungsgesetz. Verknappung von Bauland. Siedlungsentwicklung nach innen wird 
gebremst durch Einsprachen (NIMBY), Lärmvorschriften, Denkmalpflege, mangelnde Mobilisierung 
von Bauland, …

Konstruktionsfehler in der Zweitwohnungsgesetzgebung. 

AirBnB. Problematisch bei Vermietung von Erstwohnungen. 

Fehlende Angestelltenwohnungen. 

Fehlende institutionelle Anleger. Gemeinnütziger Wohnungsbau kaum verbreitet. 



Leitfaden “Attraktives Wohnen im Berggebiet”

2022: Publikation Leitfaden «Attraktive
Wohnungen in Berggebieten»

2023 / 24: Mitarbeit am Aktionsplan 
Wohnungsknappheit unter Federführung von 
Bundesrat Parmelin

2024 / 25: Pilotprojekt zu Angestelltenwohnungen in
Tourismusgemeinden

Mitarbeit am Baukasten
Wohnraumförderung des BWO

Grundlagenarbeiten zum Umgang mit
AirBnB in der Schweiz



Leitfaden “Attraktives Wohnen im Berggebiet”



Lösungsansätze für Angestelltenwohnungen



Lösungsansätze

„Dem Markt überlassen oder…“

Prioritär: 
Die touristischen Unternehmen stehen in der 
Verantwortung
• Die Unternehmen stellen Wohnraum zur 

Verfügung (auch in Kooperationen) 
• Die Destinationen treten als Intermediäre 

und Vermittler auf

-> Die Bereitstellung von Wohnraum liegt 
im ureigensten Interesse der 
touristischen Unternehmen 
(Fachkräftemangel). 

Subsidiär: 
Die Gemeinden können unterstützen:
• Wohnraumstrategie erarbeiten
• Informationen bereit stellen
• Dialog fördern und Projekte initiieren. 
• Wohnraum für Einheimische schaffen
• Plattformen wie AirBnB regulieren
• Hotelzone oder Zone für Personalwohnungen schaffen
• Bauland und/oder finanzielle Ustü zur Verfügung stellen 
• Erhebung Lenkungsabgabe für Wohnraumförderung
• Umnutzung leerstehender Gebäude
• Mobilitätskonzepte erstellen

-> die Potenziale der Raumplanung und Wohnraum-
politik nutzen. 



Lösungsansätze

Die Unternehmen stellen Wohnraum zur 
Verfügung. 

Beispiele: Team Lodge in Münster VS und 
Bergbahnen Grimentz VS



Lösungsansätze

Mehrere touristische Unternehmen schliessen sich 
zusammen und stellen gemeinsam Wohnraum zur 
Verfügung. 

Beispiel: Maisons des saisonniers in Frankreich



Lösungsansätze

Die Gemeinde erstellt eine Wohnraumstrategie

Beispiel: Davos



Lösungsansätze

Die Gemeinde informiert und sensibilisiert

Beispiel: Lauterbrunnen. Umfrage bei allen 
Liegenschaftsbesitzern.



Lösungsansätze

Die Gemeinde ergreift die Initiative und fördert den Dialog
Beispiel: Lenk



Lösungsansätze

Die Gemeinde fördert Wohnraum für 
Einheimische.

Beispiele: Erstwohnanteilsplan in Flims. 

Weitere Beispiele siehe Leitfaden «Attraktiver 
Wohnraum in Berggebieten». 

Umsetzung: Kommunales 
Zweitwohnungsgesetz

� Ergänzende Regelungen zum eidg. 
Zweitwohnungsgesetz

� Ablösung bestehendes 
Zweitwohnungsgesetz Flims aus dem 
Jahre 2010



Lösungsansätze

Die Gemeinde schränkt die temporäre Vermietung 
von Erstwohnungen über Plattformen wie AirBnB
ein. 

Beispiele: Interlaken und Unterseen. 

Siehe auch Bericht der SAB vom November 2024. 



Lösungsansätze

Die Gemeinde schafft eine Hotelzone und/oder 
erlässt Auflagen für Personalwohnungen. 

Beispiele: Arosa und Zermatt.  



Lösungsansätze

Die Gemeinde schafft eine Zone für 
Personalwohnungen. 

Beispiele: Sumvitg. 



Lösungsansätze

Die Gemeinde tritt Boden im Baurecht ab. 

Beispiel: Kloster und Gemeinde Engelberg



Lösungsansätze

Die Gemeinde fördert den gemeinnützigen 
Wohnungsbau.  

Beispiel: Riederalp



Lösungsansätze

Die Gemeinde erhebt eine Lenkungsabgabe oder 
verwendet Erträge aus der Mehrwertabschöpfung. 

Beispiele: Flims



Lösungsansätze

Die Gemeinde nutzt leer stehende Gebäude wie 
Turnhallen, Schulhäuser, Militärgebäude usw. um. 

Beispiele: ehemalige Offizierskaserne in 
Reckingen VS und Projekt in Obergoms VS



Lösungsansätze

Die Gemeinde erstellt neue Mobilitätskonzepte

Beispiele: Montgenèvre FR



Erkenntnisse aus den Workshops in den drei Pilotgemeinden
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• Der Problemdruck ist gross. Die Rekrutierung von 
Fachkräften ist massiv erschwert. 

• Alle wichtigen Akteure müssen an Bord und gemeinsam
nach Lösungen suchen. Pauschale Kritik hilft nicht weiter.   

• Jemand muss den Lead übernehmen. Meist ist dies die 
Gemeinde. Zur Umsetzung sollte eine Projektgruppe 
eingesetzt werden. 

• Je nach Gemeinde ergeben sich völlig andere 
Lösungsansätze (Mobilisierung Bauland, Umnutzung leer 
stehender Gebäude, Wohnbaugenossenschaft usw.). Durch 
Kooperationen ergeben sich Lösungen (Skaleneffekte). 

• Die touristischen Unternehmen stehen in erster Linie 
selber in der Verantwortung, die Gemeinde kann 
unterstützen. Wichtig ist die Abstimmung mit den 
Instrumenten der Raumplanung.  



Zusammenfassung und Schlussbetrachtung

1. Die Wohnungsknappheit in den Berggemeinden ist ein relativ neues Phänomen, 
insbesondere in der Folge der Corona-Pandemie. Sie hat verschiedene Ursachen und 
erfordert deshalb auch ein Set an Massnahmen. 

2. Die Wohnungsknappheit betrifft nicht nur die Einheimischen, sondern auch die von Auswärts 
zuziehenden Fachkräfte und verschärft so den Fachkräftemangel. 

3. Wichtig ist, dass sich die Gemeinden mit dem Thema der Wohnungsknappheit befassen und 
eine Wohnraumstrategie erarbeiten. Im Idealfall wird diese regional abgestimmt erarbeitet. 

4. Gestützt auf die Wohnraumstrategie können standortangepasste Massnahmen ergriffen 
werden. Strategie und Massnahmen sollten unter Einbezug aller Akteure erarbeitet und 
demokratisch legitimiert sein.  

5. Die Kantone können die Gemeinden aktiv unterstützen durch eine eigene Wohnraumpolitik 
so wie aktuell der Kanton Graubünden. 


